
  

  12.12.2018 -   Entscheidungen  

Bundesgerichtshof, Beschluss v. 13.9.2018 – I ZB 109/17

1. Bei der Verpflichtung des Erben gegenüber dem nicht zum Erben berufenen
Pflichtteilsberechtigten zur Auskunftserteilung über den Bestand des Nachlasses durch Vorlage
eines Verzeichnisses der Nachlassgegenstände gemäß § 2314 I S. 1 BGB handelt es sich um eine
unvertretbare Handlung, die nach § 888 I ZPO zu vollstrecken ist. Dies gilt auch dann, wenn der
Erbe zur Vorlage eines durch einen Notar aufgenommenen Verzeichnisses gemäß § 2314 I S. 3
BGB verurteilt worden ist.

2. Ein schutzwürdiges Interesse an einer wiederholten Zwangsmittelfestsetzung ist nur gegeben, wenn
das zuvor angeordnete Zwangsgeld entweder gezahlt oder vollstreckt ist.

3. Die Frage, ob der Auskunftsverpflichtete vor dem mit der Aufnahme des Nachlassverzeichnisses
beauftragten Notar persönlich zu erscheinen hat, lässt sich nicht allgemein beantworten. Der
Umfang der Verpflichtung des Erben zur Mitwirkung an der Aufnahme des notariellen
Nachlassverzeichnisses richtet sich danach, in welchem Umfang diese Mitwirkung für die
ordnungsgemäße Aufnahme des Verzeichnisses erforderlich ist. Maßgeblich sind danach jeweils
die Umstände des Einzelfalls.

4. Ist der Erbe beim Notar persönlich erschienen und hat er dabei Angaben zum Nachlass gemacht,
hat er bei fehlendem weiteren Aufklärungsbedarf seiner Mitwirkungspflicht genügt und ist nicht
verpflichtet, in einem für die förmliche Aufnahme des Nachlassverzeichnisses bestimmten Termin,
bei dem der Auskunftsberechtigte anwesend ist, erneut zu erscheinen.

Anm. d. Red.: Die Entscheidung wird veröffentlicht in FamRZ 2019, Heft 2, m. Anm. Müller-Engels.
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